
 

  

S 5 AL 434/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 10
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 AL 434/01
Datum 11.07.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 321/02
Datum 19.08.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
11.07.2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Aufhebung der Bewilligung von Arbeitslosengeld (Alg) und die
RÃ¼ckforderung Ã¼berzahlter Leistungen einschlieÃ�lich Ã¼berzahlter Kranken-
und PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von insgesamt 15.151,72 DM (=
7.746,95 Euro).

Nach Beendigung einer TÃ¤tigkeit als Maschinenarbeiter und ArbeitsunfÃ¤higkeit
beantragte der 1963 geborene deutsche StaatsangehÃ¶rige am 10.03.2000 Alg.
Dieses wurde ihm mit Bescheid vom 21.06.2000 bewilligt.

Nach anonymer Anzeige suchte die Beklagte das auf die Ehefrau des KlÃ¤gers, T. Y.
, angemeldete ImmobilienbÃ¼ro "Y. Immobilien" auf, in dem sich lediglich der
KlÃ¤ger aufhielt. Seine Ehefrau â�� so der KlÃ¤ger â�� stÃ¼nde seit Mai 2000 in
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einem regelmÃ¤Ã�igen anderweitigen ArbeitsverhÃ¤ltnis bei der Firma G.
(FrÃ¼hschicht 6.00 bis 14.00 Uhr, SpÃ¤tschicht 14.00 bis 22.00 Uhr). Er helfe seit
Juli 2000 ohne Entgelt im GeschÃ¤ft seiner Ehefrau. Die Arbeitszeit betrage 20 â��
25 Std. wÃ¶chentlich.

Nach AnhÃ¶rung hob die Beklagte mit Bescheid vom 05.02.2001 die Bewilligung
von Alg fÃ¼r die Zeit vom 01.07.2000 bis 31.12.2000 wegen fehlender
Arbeitslosigkeit auf und forderte Ã¼berzahlte Leistungen zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger
habe seine Mitteilungspflicht Ã¼ber die Aufnahme einer mehr als geringfÃ¼gigen
TÃ¤tigkeit verletzt.

Ab 06.02.2001 leistete die Beklagte wieder Alg, nachdem der KlÃ¤ger angegeben
hatte, 12 Stunden wÃ¶chentlich im GeschÃ¤ft der Ehefrau zu arbeiten.

Den hiergegen eingelegten Widerspruch begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger damit, keine
Entlohnung erhalten zu haben, was sich bereits daraus ergebe, dass kein Gewinn
aus dem GeschÃ¤ftsbetrieb erzielt worden sei. Er habe sich lediglich 20 â�� 25
Stunden wÃ¶chentlich im GeschÃ¤ft mit "Nichtstun, Lesen oder Internet"
aufgehalten. Aus der Ã¼bersandten ErlÃ¶sstatistik ergeben sich keinerlei
Personalkosten.

Den Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 26.04.2001
zurÃ¼ck. Sie stÃ¼tzte sich dabei auf die vom KlÃ¤ger bei der AuÃ�enprÃ¼fung
gemachten Angaben.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) erhoben. Zur
BegrÃ¼ndung hat er vorgetragen, er habe seine Erstangaben ohne weitere
Ã�berlegung gemacht. Die Aufenthaltsdauer im GeschÃ¤ft sei wohl eher geringer
gewesen. Aufzeichnungen hierÃ¼ber habe er nicht. Im Ã�brigen sei ein
Anrufbeantworter vorhanden gewesen. Feste Ã�ffnungszeiten habe es nicht
gegeben. Ein festes ArbeitsverhÃ¤ltnis habe nicht bestanden.

Mit Urteil vom 11.07.2001 (zutreffend: 2002) hat das SG die Klage abgewiesen. Die
Aufhebung gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 2 bzw 3 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB X) sei rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger habe eine mehr als geringfÃ¼gige
TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt. Dabei sei auf seine Erstangaben abzustellen, die unbefangen
und in Unkenntnis der rechtlichen Konsequenzen erfolgt seien. Unter
BerÃ¼cksichtigung der FamilienverhÃ¤ltnisse und der ArbeitstÃ¤tigkeit seiner
Ehefrau seien diese Angaben nachvollziehbar. Die Frage der Entlohnung sei bei
Ã�berschreiten der Kurzzeitigkeitsgrenzen irrelevant. Zur TÃ¤tigkeitszeit zÃ¤hlen
auch lÃ¤ngere Wartezeiten bzw die bloÃ�e Anwesenheit in Erwartung z.B. von
Kundschaft. Zudem sei wegen der in der vom KlÃ¤ger Ã¼bersandten ErlÃ¶sstatistik
angegebenen hohen Fahrtkosten eine umfangreiche TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
anzunehmen, und das GeschÃ¤ft, das sich in der Aufbauphase befunden habe, habe
einen erhÃ¶hten Einsatz erfordert. Die Mitarbeit des KlÃ¤gers sei nicht lediglich im
Rahmen der gegenseitigen Unterhaltspflicht nach Â§ 1360 BÃ¼rgerliches
Gesetzbuch (BGB) erfolgt. Im Ã�brigen lasse eine an unterschiedlichen, nicht
vorhersehbaren Tagen ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit eine VerfÃ¼gbarkeit und
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Erreichbarkeit des KlÃ¤gers als zweifelhaft erscheinen. Der KlÃ¤ger habe seine
Mitteilungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs 2 Nr 2 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I)
grob fahrlÃ¤ssig verletzt. Bei der Aufhebungsentscheidung habe die Beklagte kein
Ermessen auszuÃ¼ben (Â§ 330 Abs 3 Drittes Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB III -).
Die RÃ¼ckzahlungspflicht stÃ¼tze sich auf Â§ 50 SGB X bzw bezÃ¼glich der
Ã¼berzahlten Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge auf Â§ 335 Abs 1, Abs 5
SGB III.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger Berufung zum Bayer. Landessozialgericht eingelegt und
zur BegrÃ¼ndung vorgetragen: Aus den TÃ¤tigkeitszeiten der Ehefrau ergebe sich
nicht, dass diese nicht noch nebenberuflich als selbstÃ¤ndige Maklerin tÃ¤tig sein
kÃ¶nne. Ihre HaupttÃ¤tigkeitszeit sei am Wochenende und in den Abendstunden
gewesen. Ã�berwiegend seien die GeschÃ¤fte telefonisch abgewickelt worden. Auch
die FamilienverhÃ¤ltnisse (ein Kind) sprÃ¤chen nicht gegen eine solche TÃ¤tigkeit
der Ehefrau. Der KlÃ¤ger habe sich nicht in Erwartung von Kundschaft im BÃ¼ro
aufgehalten, sondern sei nur dort gewesen, weil es einen Internetanschluss
gegeben habe. Bei seiner Angabe "Arbeitszeit" sei sich der KlÃ¤ger nicht bewusst
gewesen, dass er nach einer tatsÃ¤chlichen Arbeitszeit und nicht nach dem Umfang
der Aufenthaltszeit im BÃ¼ro gefragt wurde. Er sei lediglich gefragt worden, wie
lange er sich im BÃ¼ro aufhalte. Das SG habe die Frage der Gewinnverteilung in
der Firma unzutreffend ausgelegt. Er habe lediglich GefÃ¤lligkeitsarbeit verrichtet
und nicht grob fahrlÃ¤ssig gehandelt.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil vom 11.07.2002 sowie den
Bescheid vom 05.02.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom vom
26.04.2001 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des
Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 11.07.2002 â�� S 5 Al 434/01 â�� als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend. Die jetzigen Angaben des
KlÃ¤gers seien als Schutzbehauptung anzusehen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogene Verwaltungsakte sowie
die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt (Â§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151 SGG) ist
zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Zutreffend hat das SG die Klage abgewiesen. Die
Aufhebung und RÃ¼ckforderung Ã¼berzahlter Leistungen in HÃ¶he von 15.151,72
DM ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der Bescheid vom 05.02.2001 idG des
Widerspruchsbescheides vom 26.04.2001 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.
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UnabhÃ¤ngig davon, ob der KlÃ¤ger Einkommen aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit
erzielt hat, d.h. ob er tatsÃ¤chlich Inhaber des GeschÃ¤ftes gewesen ist, hat er die
ihm obliegende Mitteilungspflicht Ã¼ber den Eintritt einer wesentlichen Ã�nderung,
nÃ¤mlich der Aufnahme einer mehr als geringfÃ¼gigen TÃ¤tigkeit, nicht mitgeteilt.
Die Aufhebung und RÃ¼ckforderung Ã¼berzahlter Leistungen ist daher
rechtmÃ¤Ã�ig. Zur BegrÃ¼ndung wird insoweit auf die umfangreichen
AusfÃ¼hrungen des SG Bezug genommen (Â§ 153 Abs 2 SGG).

ErgÃ¤nzend ist lediglich darauf hinzuweisen, dass â�� unabhÃ¤ngig davon, ob der
KlÃ¤ger als SelbstÃ¤ndiger oder Arbeitnehmer sich im GeschÃ¤ft aufgehalten hat
und die Zeit mit "Nichtstun, Lesen oder Internet" verbracht hat â�� das Warten auf
Kundschaft ebenfalls als Arbeitszeit anzusehen ist. Selbst bei familienhafter
Mitarbeit aufgrund ehelicher Beziehung zur Inhaberin des GeschÃ¤fts â�� dies steht
einer BeschÃ¤ftigung gleich (Â§ 118 Abs 3 Satz 1 SGB III) â�� ist aufgrund der
glaubhaften Erstangaben des KlÃ¤gers, die er ohne Kenntnis der Rechtsfolgen
gemacht hat, von einer 20- bis 25-stÃ¼ndigen Anwesenheit im GeschÃ¤ft
auszugehen, wobei selbst das bloÃ�e, evtl. mit PrivattÃ¤tigkeiten ausgefÃ¼llte
Warten im Sinne einer latenten Arbeitsbereitschaft damit als TÃ¤tigkeitszeit
anzusehen ist (BSG Urteil vom 28.10.1987 â�� 7 RAr 26/86 -, LSG Niedersachsen 
NZA 88, 592; Urteil des erkennenden Senates vom 21.03.2003 â�� L 10 AL 330/02
-). Zudem hat der KlÃ¤ger, der deutscher StaatsangehÃ¶riger ist, in seinen Angaben
zur TÃ¤tigkeit ausdrÃ¼cklich den Begriff "Arbeitszeit" verwandt. Er hat diese
ErklÃ¤rung unterschriftlich bestÃ¤tigt, so dass seine Angabe im
Berufungsverfahren, er sei lediglich nach der Aufenthaltszeit im BÃ¼ro gefragt
worden, nicht durchgreifen kann. Aufgrund dieser klaren und eindeutigen Angaben
des KlÃ¤gers hat die Beklagte nachgewiesen, dass er in einem mehr als
geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden hat. Den Gegenbeweis hat
der KlÃ¤ger nicht fÃ¼hren kÃ¶nnen.

Nach alledem ist die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nr 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor.

Erstellt am: 05.11.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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